
 

Sitzungsbericht aus der öffentlichen Gemeinderatssitzung vom 
07.12.2021 

 
 
 

TOP 01 Einwohnerfragestunde 

 
 
Von den anwesenden Zuhörerinnen und Zuhörern wurden keine Fragen an die 
Verwaltung gestellt. 
 
 

TOP 02 Bekanntgabe nichtöffentlich gefasster Beschlüsse  

 
 
Bürgermeisterin Rürup teilt mit: 
 
In nicht öffentlichen Sitzungen gefasste Beschlüsse sind nach Wiederherstellung der 
Öffentlichkeit oder wenn dies nicht möglich ist, in der nächsten öffentlichen 
Gemeinderatssitzung bekannt zu geben, sofern nicht das öffentliche Wohl oder das 
berechtigte Interesse Einzelner entgegensteht (§ 35 Abs. 1 Satz 4 der 
Gemeindeordnung). 
 
Aus der nicht öffentlichen Gemeinderatssitzung vom 30. November 2021 ist 
folgender Beschluss bekannt zu geben: 
 
 
 
TOP Gemeindeverband Mittleres Schussental  -  Vorberatung der 
Verbandsversammlung am 02. Dezember 2021 
 
 

Beschluss: 
 
Die Vertreter der Gemeinde Baindt werden beauftragt, in der Verbandsversammlung 
des Gemeindeverbands Mittleres Schussental am 02. Dezember 2021 den jeweiligen 
Beschlussvorschlägen zuzustimmen. 
  
 

TOP 03 Bericht der Bürgermeisterin 

 
Bürgermeisterin Rürup teilt folgendes mit: 
 



a) Coronainfizierte 
 
In der Gemeinde Baindt gibt es derzeit (Stand 07.12.2021) 128 infizierte 
Personen.  
 
 

b) Teststation in der Schenk-Konrad-Halle 
 
Die GnW (Gemeinsam neue Wege) eröffnete in Baindt ab dem 06.12.2021 eine 
Teststation in der Schenk-Konrad-Halle. Näheres auf der Homepage der 
Gemeinde Baindt. 
 
 

c) Impfaktion in der Schenk-Konrad-Halle 
 
Am 04.12., 11.12. und 18.12.2021 findet eine Impfaktion in der Schenk-Konrad-
Halle statt. Am ersten Termin (04.12.2021) wurden ca. 190 Personen durch die 
Hausarztpraxis Dr. Hartmann geimpft, darunter auch Feuerwehrangehörige und 
hochbetagte Bürgerinnen und Bürger der Gemeinde. Termine sind auf der 
Homepage der Gemeinde online über ein Buchungssystem buchbar. 
 
 

d) Beschaffung eines Trinkwasserspenders 
 
Aus einem Förderprogramm hat die Gemeinde 2.630 € für die Beschaffung eines 
Trinkwasserspenders für den Kindergarten Sonne, Mond und Sterne erhalten. 
 
 

e) Sanierung Nelkenstraße 
 
Die Sanierungsmaßnahme ist zwischenzeitlich abgeschlossen. 
 
 

f) Radweg Sulpach 
 
Im Zusammenhang mit dem 3. Bauabschnitt des Radweges wird noch vor 
Weihnachten mit der Abholzung von Sträuchern und Bäumen begonnen. Nach 
Fertigstellung des Radweges erfolgt eine Neubepflanzung.  
 
 

 

TOP 04 Verpflichtung von Herrn Mladen Petar Renic 

 
 
Bürgermeisterin Rürup teilt mit: 
 



Bei der Gemeinderatswahl am 26. Mai 2019 erreichte Herr Mladen Petar Renic auf der 
Liste der Freien Wählervereinigung Baindt (FWV) 938 Stimmen und somit den 8. Platz. 
Da von der Freien Wählervereinigung Baindt 7 Mitglieder den Sprung in das Gremium 
des Gemeinderats der Gemeinde Baindt geschafft haben, ist Herr Renic der erste 
Nachrücker für den ausgeschiedenen Gemeinderat Herrn Simon Gauder. 
 
Herr Renic hat zwischenzeitlich sein Einverständnis zur Übernahme der 
ehrenamtlichen Tätigkeit signalisiert. 
 
Nach der Verwaltungsvorschrift der Gemeindeordnung BW zu § 32 hat Herr Renic 
folgende Verpflichtungsformel abzulegen: 
 
„Ich gelobe Treue der Verfassung, Gehorsam den Gesetzen und gewissenhafte 
Erfüllung meiner Pflichten. Insbesondere gelobe ich, die Rechte der Gemeinde 
gewissenhaft zu wahren und ihr Wohl und das ihrer Einwohner nach Kräften zu 
fördern“. 
 
Die Verpflichtung ist von der Vorsitzenden per Handschlag zu bekräftigen -  entfällt in 
Corona-Zeiten. 
 
Nachdem Herr Renic die Verpflichtungsformel abgelegt hat, ist er offizielles Mitglied 
des Gemeinderats der Gemeinde Baindt. 
 
 

TOP 05 Wahl der Mitglieder im Bauausschuss 

 
 
Bürgermeisterin Rürup berichtet: 
 
In der Gemeinderatssitzung am 24.07.2019 bzw. 09.02.2021 wurde folgender 
Beschluss gefasst: 
 
Der Bauausschuss setzt sich aus folgenden Gemeinderäten zusammen: 
 
GR Bayer (FWV)                                                   Vertreter GR Konzett (FWV) 
 
GR Svoboda (FWV)                                              Vertreter  GR Gauder (FWV) 
 
GR Schad (FWV)                                                  Vertreter  GR Kränkle (FWV) 
 
GR Müller (CDU)                                                   Vertreter GR Kreutle (CDU) 
 
GR Spiegel (Bündnis 90/Die Grünen)                   Vertreter GRin Graf (Bündnis 90/Die        
                                                                                                                Grünen) 
 
 



Aufgrund des Ausscheidens von Herrn Gauder ist seine Nachfolge neu zu 
beschließen. 
 
 

Beschluss: 
 
Gemeinderat Renic wird als Stellvertreter von Gemeinderat Svoboda in den 
Bauausschuss gewählt. 
 
 

TOP 06 Wahl der Vertreter im Kindergartenausschuss 

 
 
Bürgermeisterin Rürup teilt mit: 
 
In der Gemeinderatssitzung am 24.07.2019 bzw. 09.02.2021 wurde folgender 
Beschluss gefasst: 
 
Der Kindergartenausschuss setzt sich aus folgenden Gemeinderäten zusammen: 
 
GR´in Jaudas (FWV)                                    Vertreter:  GR Svoboda (FWV) 
 
GR Gauder (FWV)                                        Vertreter: GR Bayer (FWV) 
 
GR Kreutle (CDU)                                         Vertreter: GR Lins  (CDU) 
 
GR´in Claßen (Bündnis 90/Die Grünen)        Vertreter: GR´in Graf (Bündnis 90/Die  
                                                                                                            Grünen) 
  
Aufgrund des Ausscheidens von GR Gauder ist seine Nachfolge neu zu beschließen. 
 
 

Beschluss: 
 
Gemeinderat Renic wird in den Kindergartenausschuss gewählt. 
 
 

TOP 07 Bauantrag zum Neubau eines Einfamilienhauses mit Einliegerwohnung, 
Doppelgarage und Pool auf dem Flst. 257/4, Hirschstr. 201/1 

 
 
Bauamtsleiterin Jeske berichtet: 
 
Auf einer Teilfläche des Flst. 357/4 in der Hirschstraße im Teilort Sulpach ist die 
Errichtung eines Einfamilienwohnhauses mit Einliegerwohnung im Untergeschoss, 



Doppelgarage und Pool geplant.  Für den Neubau sollen 2 Fahrsilos abgebrochen 
werden. Das geplante Gebäude liegt im Bereich einer Überflutungsfläche bei einem 
50-jährlichen Hochwasser. Eine Hochwasserkonzeption nach Wasserhaushaltsgesetz 
wurde dem Bauantrag beigefügt. 
 
Ein Bebauungsplan liegt nicht vor, so dass das Bauvorhaben nach § 34 Abs. 1 BauGB 
(Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang bebauter Ortsteile) 
beurteilt wird. Nach § 34 Abs. 1 BauGB ist ein Vorhaben zulässig, wenn es sich nach 
Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und der Grundstücksfläche, die 
überbaut werden soll, in die Eigenart der näheren Umgebung einfügt und die 
Erschließung gesichert ist. Die Anforderungen an gesunde Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse müssen gewahrt bleiben, das Ortsbild darf nicht beeinträchtigt 
werden.  
 
Aus Sicht der Verwaltung fügt sich das Bauvorhaben in die Eigenart der Umgebung 
ein. Sollte das Baugrundstück vom Flst. 357/4 herausgemessen werden, muss die 
Erschließung durch die Übernahme einer Baulast für ein Geh- und Fahrrecht gesichert 
werden. 
 
Ob die Anforderungen an gesunde Wohnverhältnisse im Dorfbereich Sulpach gewahrt 
sind, kann ohne fachliche Stellungnahme durch die Fachbehörden im Landratsamt 
nicht beurteilt  werden. Diese Beurteilung steht noch aus. Momentan ist die Verwaltung 
in Abklärung mit der Baurechtsbehörde. Ein Beschlussvorschlag wird als Tischvorlage 
zur Sitzung vorliegen. 
 
 

Beschluss: 
 
Das gemeindliche Einvernehmen zum vorliegenden Bauantrag wird erteilt, 
vorbehaltlich der Feststellung von gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnissen durch 
die Fachbehörden des Landratsamts Ravensburg.   
 
 

TOP 08 Photovoltaikanlagen auf Gemeindedächern - 
Bewertung der Dachflächen auf ihre Eignung für PV - Potenzialanalyse 

 
 
Kämmerer Abele berichtet: 
 
Die Gemeinde Baindt hat für die Einstiegsberatung Fördermittel aus dem Programm 
Klimopass erhalten. Der Förderzeitraum ist bis zum 31.03.2022 befristet. Die 
kommunalen Nichtwohngebäude wurden auf Eignung zur Dachbegrünung und auf 
eine Photovoltaikanlage mit Potenzialermittlung, Wirtschaftlichkeitsbetrachtung, CO2 -
Einsparung untersucht.  
Der Schwerpunkt lag auf der  

  Schenk-Konrad-Halle  



  Bauhof- und Feuerwehrgebäude  
  Sporthalle  
  Klosterwiesenschule 

 
Beim Gebäude Neubau Dorfplatz wird ein Vorschlag zur Regelung der 
Eigenstromnutzung über ein Betreibermodell angedacht. Das Büro Kirchner Energie 
GmbH wird die wesentlichen Ergebnisse in einer Präsentation in der 
Gemeinderatssitzung aufzeigen. 
 
Das Gebäude Friesenhäusler Str. 12 wurde von der PV-Untersuchung ausgenommen, 
da es bezüglich der Abschreibungsdauer der Module eine baurechtlich verkürzte 
Genehmigungszeit hat. Hier sollte die Leitungstrasse zeitnah umgesetzt werden. Es 
wird eine Leitung von den BHKWs zum Objekt Friesenhäusler Str. 12 mit 
entsprechender Eigenstromnutzung angedacht.  
 
Aus Untersuchungen der betreuten Liegenschaften ist erkennbar, dass es potenziell 
geeignete Dachflächen für PV-Anlagen gibt. Diese werden nach Möglichkeit mit PV-
Anlagen zur Eigenstromnutzung ausgestattet.  
 
Bei Gebäuden, bei denen eine Eigenstromnutzung nicht möglich ist, könnten die 
Dachflächen per Interessenbekundungsverfahren Dritten angeboten und gegen  
eine Dachpacht zur Verfügung gestellt werden. In diesem Falle ist eine Abnahme des 
Stroms durch die Gemeinde ausgeschlossen.  
 
Im Sinne der Wirtschaftlichkeit und zur Steigerung des Beitrags zum Ausbau 
erneuerbarer Energien, sind PV-Anlagen für den Eigenverbrauch gegenüber der 
Verpachtung der Dachflächen vorzuziehen.  
  
Für die Umsetzung von Eigenverbrauchsanlagen stehen im Haushaltsplan 2021/2022 
im Jahr 2022 60.000 € und in der Finanzplanung 2023 40.000 € zur Verfügung.  
 
Über die Bereitstellung der weiteren Mittel ist in den Haushaltsplanberatungen zum  
Doppelhaushalt 2023/2024 ff. zu entscheiden. 
 
Gesetzliche Verankerung im Klimaschutzgesetz: 
 
Wer ein neues Haus bauen will, muss ab 1. Mai kommenden Jahres eine PV-Anlage 
auf seinem Dach installieren lassen. Zudem müssen Hausbesitzer vom 1. Januar 2023 
auch bei einer grundlegenden Dachsanierung eine Photovoltaikanlage einbauen 
lassen. Für gewerbliche Bauten besteht die PV-Anlagenpflicht bereits für Neubauten 
ab dem 01.01.2022. 
 
Änderungen in § 8 a Abs. 1 und 2 des Klimaschutzgesetzes Baden-Württemberg: 
Bauherrinnen und Bauherren sind beim Neubau von Gebäuden dazu verpflichtet, auf 
der für eine Solarnutzung geeigneten Dachfläche eine Photovoltaikanlage zur 
Stromerzeugung zu installieren. Die Pflicht nach Satz 1 gilt, wenn   
1. beim Neubau von Nichtwohngebäuden ab dem 1. Januar 2022  
    oder  



2. beim Neubau von Wohngebäuden ab dem 1. Mai 2022  
 
der Antrag auf Baugenehmigung bei der zuständigen unteren Baurechtsbehörde oder 
im Kenntnisgabeverfahren die vollständigen Bauvorlagen bei der Gemeinde eingehen.   
  
 (2) Die Pflicht nach Absatz 1 Satz 1 gilt auch bei grundlegender Dachsanierung eines 
Gebäudes, wenn mit den Bauarbeiten ab dem 1. Januar 2023 begonnen wird. 
 
Ausblick klimaneutrale Baugebiete: 
 
Wir sollten die nächsten Baugebiete CO2/Klimaneutral vergeben. Es könnte im 
Nachgang von der Energieagentur oder von einem Klimabeauftragten geprüft werden, 
ob die geplanten Häuser die energetischen Vorgaben für Klimaneutralität erfüllen. Die 
CO2-Emissionen, die in jedem Haus durchs Heizen und den im Haushalt verbrauchten 
Strom verursacht werden, müssen über regenerativ erzeugten Strom ausgeglichen 
werden. Die Gebäude müssen bestimmte Dämmwerte und einen geringen 
Primärenergiebedarf aufweisen. Jedes Haus sollte für sich gerechnet CO2-neutral 
sein. Sofern von uns oder einem Dritten keine Nahwärmeversorgung vorgesehen ist, 
würden wir Flexibilität den Bauherren einräumen. Wer zum Beispiel ein sehr gut 
gedämmtes Haus erstellt, der braucht nur noch wenig Restwärme, die er über eine 
Luft-Wasser-Wärmepumpe erzeugen kann. In anderen Gebäuden kommen Pellet-
Öfen zum Einsatz oder die oberflächennahe Erdwärme wird genutzt. Ein Gasnetz wird 
es aller Voraussicht in allen angedachten Gebieten nicht mehr geben. Bauherren 
benötigen einen Energieberater an ihrer Seite.  
 
Die Voraussetzungen für die Realisierung von PV-Anlagen unterlagen in den letzten 
Jahren einem Wandel: Die Einspeisevergütung ist in den letzten Jahren für 
Neuanlagen drastisch gesunken, im Gegenzug unterlag der Strompreis einem 
Aufwärtstrend. Die Herstellungskosten für PV-Anlagen sind im Vergleich zu vor 20 
Jahren rückläufig.   
 
Aufgrund dieser Entwicklung liegt mittlerweile der höchste wirtschaftliche Nutzen einer 
PV-Anlage für die Gemeinde als auch für die Bürgerinnen und Bürger von Baindt in 
der Eigenstromnutzung im jeweiligen Gebäude.   
  
Durch den Eigenverbrauch des PV-Stroms direkt im jeweiligen Objekt verbessert sich 
die CO2-Bilanz, die Fremdstromabnahme aus dem öffentlichen Stromnetz sinkt und 
somit auch die Strombezugskosten. Damit wird der Ergebnishaushalt der Gemeinde 
Baindt unmittelbar entlastet. Je nach Investitionskosten, Anlagengröße und 
Eigenstromverbrauch kann bei PV-Anlagen mit einer unterschiedlichen 
Amortisationszeit gerechnet werden.  
  
Neben dem wirtschaftlichen Aspekt nimmt der Ausbau der Erneuerbaren Energien  
mittlerweile eine wichtige Rolle in der gesellschaftlichen Verantwortung der 
Kommunen ein. Dazu verpflichtet das neue Gebäudeenergiegesetz (GEG), sowie das 
Klimaschutzgesetz Baden-Württemberg (KSG BW) die Bauherren/innen und 
Eigentümer/innen ab 01.01.2022 bzw. 01.05.2022 auf allen Neubauten eine PV-



Anlage umzusetzen. Dies wird bei unseren Planungen in der Klosterwiesenschule als 
auch bei dem Gebäude auf dem Dorfplatz berücksichtigt. 
 
Die neue Bundesregierung strebt an, dass bis 2030 der Anteil der Erneuerbaren 
Energien am Bruttostrombedarf auf 80 Prozent steigt, wobei sie auch von einem 
erhöhten Bedarf zwischen 680 und 750 Terawattstunden jährlich ausgehen. 
Entsprechend des Ziels sollen der Netzausbau geplant und die jährlichen 
Ausschreibungsmengen „dynamisch“ angepasst werden. Neben der Förderung über 
das EEG setzt die Ampelkoalition dabei auch auf einen verstärkten förderfreien Zubau, 
dessen Instrumente wie langfristige Stromabnahmeverträge oder der europaweite 
Handel mit Herkunftsnachweisen gestärkt werden sollen. Zudem soll der Strom aus 
ausgeförderten EEG-Anlagen stärker regional genutzt werden können. 
 
Dem Koalitionsvertrag nach soll der künftige Photovoltaik-Zubau beschleunigt werden. 
Es sollen zudem evtl. derzeitige Hemmnisse beseitigt werden. 
 
 

Beschluss: 
 
Die Verwaltung setzt künftig Photovoltaikanlagen (PV-Anlagen) auf eigenen 
Liegenschaften, soweit der generierte Strom für den Eigenverbrauch genutzt werden 
kann, grundsätzlich in Eigenregie um. Dachflächen, auf denen die Gemeinde keine 
Eigenverbrauchsanlagen umsetzen kann, werden per Interessen-
bekundungsverfahren Dritten zur Verfügung gestellt. 
 
 

TOP 09 Neufassung der Satzung zur Regelung des Kostenersatzes für 
Leistungen der Freiwilligen Feuerwehr der Gemeinde Baindt 
(Feuerwehr-Kostenersatz-Satzung – FwKS) 

 
 
Kämmerer Abele teilt mit: 
 
Aufgrund einer Aktualisierung der Mustersatzung zur Regelung des Kostenersatzes 
für Leistungen der Freiwilligen Feuerwehr und im Hinblick auf die umsatzsteuerlichen 
Auswirkungen der Rechtsänderung des § 2b UStG auf die Gemeinde Baindt wurde die 
Feuerwehr-Kostenersatz-Satzung (FwKS) fortgeschrieben und aktualisiert.  
 
Das Gesetz zur Änderung des Feuerwehrgesetzes vom 17.12.2015 (GBl. 1184) wurde 
von Seiten des Gemeindetages zum Anlass genommen, das Satzungsmuster 
Feuerwehr-Kostenersatz-Satzung (FwKS) auszuarbeiten. Das Muster wurde in 
Besprechungen mit Vertretern des Ministeriums für Inneres, Digitalisierung und 
Migration Baden-Württemberg, der Gemeindeprüfanstalt Baden-Württemberg (GPA) 
und dem Landesfeuerwehrverband Baden-Württemberg erarbeitet. 
 



Im Hinblick auf den § 2 b UStG wurden weitere Leistungen in § 2 Abs. 2 der 
Feuerwehrkostenersatzsatzung der Gemeinde Baindt ergänzt. Zudem wurde in der 
Anlage ein Passus zur Umsatzsteuer aufgeführt. Die Beträge sind analog der letzten 
Anpassung vom April 2021. Lediglich der Satzungstext wurde angepasst.  
 
Die Verwaltung schlägt im Sinne der Rechtssicherheit vor, die in der Anlage 
beigefügte Satzung zur Regelung des Kostenersatzes für Leistungen der Freiwilligen 
Feuerwehr der Gemeinde Baindt neu zu beschließen. 
 
 

Beschluss: 
 
Der Gemeinderat stimmt der Neufassung der Satzung zur Regelung des 
Kostenersatzes für Leistungen der Freiwilligen Feuerwehr der Gemeinde Baindt 
(Feuerwehr-Kostenersatz-Satzung – FwKS) zu.  
 
 

TOP 10 Anfragen und Verschiedenes  

 
 
a) Antrag Kindergarten St. Martin, Renovierung der Waschräume 

 
Hauptamtsleiter Plangg teilt mit, dass die Waschbecken in beiden Waschräumen 
saniert werden müssen (Schimmelbefall). Die Kosten belaufen sich auf ca. 
13.000 €. Es handelt sich dabei um eine außerplanmäßige Ausgabe im Jahr 
2022. 
 
 

b) Standort Wertstoffhof in der Ziegeleistraße/Bauhofgelände 
 
Als Feuerwehrmitglied der Feuerwehr Baindt sieht ein Gremiumsmitglied diesen 
Standort, vor allem bei Einsätzen am Freitagnachmittag sehr kritisch. Es ist schon 
vorgekommen, dass Feuerwehrangehörige bei Einsätzen auf Grund des großen 
Andrangs von Besuchern des Wertstoffhofs an Freitagnachmittagen oft wertvolle 
Zeit verlieren. Man muss sich deshalb ernsthafte Gedanken über diesen Standort 
machen. Aufgrund der Einführung der gelben Tonne ab dem 01.01.2022 wird 
sich auch der Besucherandrang im Wertstoffhof, so Bürgermeisterin Rürup, 
deutlich verringern.  
 
 

c) Gaststätte „Zur Mühle“ 
 
Es wurde das Gerücht angesprochen, nach dem der Pächter der Gaststätte „Zur 
Mühle“ die Wirtschaft schließen wird. Davon ist Bürgermeisterin Rürup nichts 
bekannt. 

 


